
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Eidgenössische Volksinitiative «Für eine gerechte Energie- und
Klimapolitik:  Investieren für Wohlstand, Arbeit und Umwelt
(Klimafonds-Initiative)» (BRG 25.022)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Flückiger, Bernadette 2025. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Eidgenössische Volksinitiative «Für eine gerechte Energie- und Klimapolitik:
Investieren für Wohlstand, Arbeit und Umwelt (Klimafonds-Initiative)» (BRG 25.022),
2022 - 2025. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 25.05.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Umweltschutz

1Klimapolitik

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

BIP Bruttoinlandsprodukt

PIB Produit intérieur brut

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Klimapolitik

SP und Grüne lancierten im August 2022 die sogenannte Klimafonds-Initiative und
reichten die entsprechende Unterschriftenliste bei der Bundeskanzlei zur Überprüfung
ein. Diese bestätigte, dass die Unterschriftenliste der gesetzlichen Form entspricht,
woraufhin das Komitee mit der Unterschriftensammlung beginnen konnte. Die
Sammelfrist dauert bis zum 6. März 2024.
Die Volksinitiative verlangte, dass Bund, Kantone und Gemeinden den Klimawandel und
seine Folgen für Mensch, Wirtschaft und Umwelt in Übereinstimmung mit dem
Klimaabkommen von Paris bekämpfen. Dabei soll der Bund insbesondere die
Dekarbonisierung der Sektoren Verkehr, Gebäude und Wirtschaft unterstützen, den
sparsamen und effizienten Energieverbrauch, die Versorgungssicherheit und den
Ausbau der erneuerbaren Energien fördern, nachhaltige und natürliche CO2-Senken
schaffen sowie die Biodiversität stärken, um namentlich die Folgen des Klimawandels zu
bekämpfen. Ausserdem soll der Bund die für die Dekarbonisierung der Wirtschaft
notwendigen Aus-, Weiterbildungs- und Umschulungsmassnahmen der entsprechenden
Fachkräfte bezahlen. Für die Finanzierung der konkreten Massnahmen in diesen
Bereichen soll ein Fonds geschaffen werden, der bis 2050 jährlich mit Mitteln in der
Höhe von 0.5 bis 1 Prozent des BIP alimentiert werden soll. In einem Interview mit Le
Temps rechtfertigte Christophe Clivaz (gp, VS) als Mitglied des Initiativkomitees die
Summe von jährlich CHF 3.5 bis 7 Mrd., mit welcher der geforderte Fonds ausgestattet
werden soll: Zum einen sei die Lage wirklich dringlich und zum anderen gebe es andere
Sektoren, die von vergleichbaren Summen profitierten. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Bundeskanzlei gab im April 2024 bekannt, dass die Klimafonds-Initiative von SP und
Grünen zustande gekommen war. Von den 103’194 eingereichten Unterschriften waren
102’354 gültig. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.04.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat empfahl die Klimafonds-Initiative der SP und der Grünen in seiner
Botschaft Ende Januar 2025 zur Ablehnung. Er wollte der Initiative weder einen
direkten Gegenentwurf noch einen indirekten Gegenvorschlag gegenüberstellen. Der
Bundesrat verfolge zwar dieselbe Zielsetzung wie die Initiantinnen und Initianten –
Netto-Null bis 2050 – möchte diese Marke jedoch mit anderen Mitteln erreichen. Die
Volksinitiative, welche einen mit Bundesmitteln geäufneten Fonds für die Stärkung des
Klimaschutzes und der Produktion einheimischer, nachhaltiger Energie schaffen
möchte, gehe der Regierung zu weit, da dadurch entweder die Schuldenbremse
geschwächt werden würde oder für die Generierung von Mehreinnahmen
Steuererhöhungen vorgesehen werden müssten, welche Haushalte und Unternehmen
belasten würden. Der Bundesrat wollte in der Folge auf den bereits eingeschlagenen
Weg setzen: Insbesondere mit dem revidierten CO2-Gesetz, dem Klima- und
Innovationsgesetz und dem Bundesgesetz über eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien würden die zentralen Anliegen der Initiative bereits
angegangen. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.01.2025
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) BBl, 2022 2070; AZ, CdT, LT, Lib, 7.9.22
2) BBl, 2024 808
3) BBl, 2025 458
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